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Leitung eines Oberamtsanwalts. Später, 1949/1950, besuchte 
ich den 5. Brandenburgischen Richterlehrgang, ab 1952 absol­
vierte ich ein Fernstudium.

Nach Unterstützung und Hilfe fragen Sie? Die Akademi­
ker unter den neuen/alten Juristen behielten, von wenigen 
Ausnahmen abgesehen, ihr Wissen für sich. Hilf Dir selbst, 
war die Parole. Einiges sah man sich von den alten Justiz­
beamten ab, immer aber mit einem gewissen Zweifel, ob bei 
dem, %as sie zeigten, nicht am Ende etwas herauskam, was 
wir gar nicht wollten. Ich kannte wenigstens einige Antifa­
schisten, die ich ab und zu einmal um einen Rat fragen 
konnte.

Alles das, was ich von diesen Genossen und den sowjeti­
schen Genossen von der Militärstaatsanwaltschaft im Laufe 
der ersten Jahre lernte, das war praktisch zugleich die Aus- 
und Weiterbildung. Dabei lagen die Erkenntnisse meist gar 
nicht so sehr auf juristischem Gebiet. Es ging vielmehr um 
das Erlernen der Voraussetzungen. So habe ich z. B. von ihnen 
gelernt, Zusammenhänge richtig zu erkennen. Ende 1945 oder 
Anfang 1946 war in Brieskow-Finkenheerd am gleichen Tage 
eine Turbine des Kraftwerks durch eine ominöse Havarie 
ausgefallen, in einer Metallschmelze ein Schmelzofen explo­
diert, und in der Braunkohlengrube ein Bagger entgleist und 
für lange Zeit ausgefallen. Wir untersuchten lange und gründ­
lich. Nach drei Wochen meldete ich dem sowjetischen Mili­
tärstaatsanwalt überzeugt, daß es u. E. zu allen drei Vor­
kommnissen keinen Täter gäbe, daß alles eine Kette von tech­
nischen Schäden und Unzulänglichkeiten sei. Die Reaktion 
des sowjetischen Staatsanwalts war lehrreich. Rr lächelte und 
fragte, ob wir uns denn nicht wenigstens einmal die Frage 
vorgelegt hätten, ob zwischen diesen drei Ereignissen, die alle 
schweren wirtschaftlichen Schaden hervorgerufen hatten und 
die am gleichen Tag und im gleichen Ort geschehen waren, 
ein Zusammenhang besteht, ob nicht unser Untersuchungs­
konzept ohne diesen Zusammenhang zu beachten lückenhaft 
gewesen sei.
Paul Siegel: Ich möchte hierzu sagen, daß zu unserer Wei­
terbildung mehrfach in Bad Schandau Fortbildungsveranstal­
tungen durchgeführt wurden. Die praxisbezogene Gestaltung 
und Лег Erfahrungsaustausch waren sehr nützlich für uns. 
Zur Weiterbildung dienten uns insbesondere auch die Partei­
materialien und die — wenn auch nur beschränkt vorhan­
dene — Fachliteratur. Mehrere Lehrgänge auf Parteischulen 
halfen, die gesellschaftswissenschaftlichen Kenntnisse zu ver­
tiefen. Und schließlich holte ich — wie die meisten anderen 
Volksrichter und Volksstaatsanwälte auch — im Fernstudium 
an der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft in Ba­
belsberg das Staatsexamen nach.
Gottfried Hejhal: Für mich war die Zeit von 1945 bis 1950 eine 
Zeit höchster Befriedigung in der Arbeit, vollzogen sich doch 
in ihr revolutionäre Prozesse, deren wahre Bedeutung ich 
wohl aber erst später richtig erfaßt habe. Im Zusammenhang 
auch mit meiner 1946 begonnenen gesellschaftlichen Mitarbeit 
im Rahmen der LDPD spürte ich trotz meiner Jugend, daß 
sich hier eine Gesellschaft entwickelte, für die sich der Ein­
satz lohnt. Da mir jedoch alsbald die Grenzen meiner Kennt­
nisse bewußt wurden, besuchte ich den ersten Zweijahres­
lehrgang für Volksrichter. Dabei waren mir die Tätigkeiten 
als Grundbuchschreiber und als Amtsanwalt eine unschätz­
bare Hilfe für die Aneignung der theoretischen Grundlagen 
des Staates und des Rechts.

Haben Sie aus ßer ersten Zeit Ihrer Tätigkeit Erlebnisse in 
Erinnerung, wie durch sowjetische Genossen Hilfe in der Ar­
beit bzw. zur Bewältigung auftretender Schwierigkeiten ge­
währt wurde?

Herbert Geyer: Wenn ich an die erste Zeit meiner Tätigkeit 
als Staatsanwalt zurückdenke, dann waren es insbesondere 
zwei Hauptfaktoren, die bewirkten, daß sich auch in der 
Justiz das Neue, das Fortschrittliche durchgesetzt hat. Das 
waren erstens die stetige Hilfe und Unterstützung unserer 
Partei, deren ständiges Anliegen die Stärkung und Verwirk­
lichung der führenden Rolle der Parteiorganisationen in der 
Justiz war, und die uns durch Schulungen und persönliche 
Anleitung befähigte, unseren Klassenauftrag zu erfüllen. Und 
es war zweitens die enge Verbindung zu den sowjetischen 
Genossen in der Rechtsabteilung der Militäradministration 
Thüringen. Gemeinsame Aussprachen und persönliche Bera­
tungen halfen uns, unsere juristische Tätigkeit als eine poli­
tische zu verstehen, und insbesondere lehrten uns die Genos­
sen, das Recht als Waffe gegen den Klassenfeind zu nutzen 
und es jeweils politisch richtig- und klassenmäßig einzuset­
zen. Aus dieser engen Zusammenarbeit erwuchs dann ein

enges freundschaftliches Verhältnis zwischen der Dienststelle 
des Staatsanwalts des Bezirks Erfurt und der Dienststelle 
des Militärstaatsanwalts des Garde-Großverbandes in Wei­
mar-Nohra, das inzwischen schon zur Tradition geworden 
ist.
Gerhard Barth: Genossen der SMAD und der Kommandan­
tur Weimar haben mir durch viele persönliche Aussprachen 
geholfen, den Differenzierungsprozeß und die gewiß nicht 
immer einfachen Aufgaben bei der Herausbildung antifa­
schistisch-demokratischer Justizorgane zu begreifen.

Mehrfach habe ich an Konferenzen zur Vorbereitung der 
Gründung unserer Juristen Vereinigung teilgenommen. Von 
nachhaltigem Eindruck war für mich dort das Auftreten des 
Leiters der sowjetischen Staatsanwaltschaft bei -der SMAD 
Weimar, als er uns ans Herz legte, in der Arbeit stets zu be­
achten, daß hinter jeder Akte ein Mensch mit all seinen Stär­
ken und Schwächen steht und daß es gelte, sich mit dem gan­
zen Menschen zu befassen und wahrhaft Recht zu sprechen. 
Gottfried Hejhal: Eine meiner ersten Aufgaben war es, die 
auf der Grundlage der Bodenreform erfolgte Enteignung von 
Kriegsverbrechern, Junkern und Rittergutsbesitzern in den 
damals noch bei den Amtsgerichten geführten Grundbüchern 
zu dokumentieren, um so die Unauflöslichkeit dieses ersten 
revolutionären Nachkriegsschritts zu unterstreichen. Das war 
für mich selbstverständlich — weil ich nichts anderes 
kannte —, nicht aber für einen auf diesem Gebiet tätigen 
Justizamtmann, der die von der SMAD geforderte Vernich­
tung der Grundbuchblätter der enteigneten Großgrundbesit­
zer als Verletzung „elementarster juristischer Grundprinzi­
pien“ ansah. Da der Amtmann nur bereit war, den bisherigen 
Eigentümer nach der Grundbuchordnung „zu röteln“, wurde 
er von den sowjetischen Freunden kurzer Hand nach Hause 
geschickt. Manche der Mitarbeiter glaubten schon, dies sei die 
letzte Stunde des Amtmanns im Amtsgericht. Wie staunten 
sie aber, als der sowjetische Beauftragte nach Abschluß der 
Aktion verlangte, daß der Amtmann nun wieder seine Arbeit 
leiste, weil er ansonsten doch ein fähiger Mann sei.
Hans Heilborn: Hilfe und Unterstützung fand ich von An­
fang an bei den Offizieren der Kommandantur und besonders 
beim sowjetischen Militärstaatsanwalt Oberst Strekalow und 
seinen Mitarbeitern. Diese Genossen haben mir — soweit ich 
selbst noch nicht darauf gekommen war —, die Grundzüge 
der deutschen Gerichtsverfassung, wie sie vor der Machtüber­
nahme der Faschisten bestand, erklärt, sie erläuterten mir die 
deutsche Strafprozeßordnung und zeigten an Beispielen, was 
man vom Strafgesetzbuch, von der Kriegswirtschafts- und 
der Verbrauchsregelungsstrafverordnung noch anwenden 
konnte. Die sowjetischen Genossen, sachkundig und hilfs­
bereit, haben uns ihre Hilfe und Anleitung keineswegs auf­
gedrängt. Daß sie aber immer bereit waren, zu helfen, mag 
folgendes Beispiel verdeutlichen:

Als ich mit knapp 27 Jahren 1951 Oberstaatsanwalt in 
Cottbus war, wurde das ehemalige Amtsgerichtsgebäude von 
einer sowjetischen Dienststelle geräumt. In den Räumen fand 
ich noch etwa 20 Panzerschränke, die wir gut gebrauchen 
konnten. Wir hatten aber keine Schlüssel zu diesen Schrän­
ken. Durch einen Bauschlosser, der im übrigen nicht schlecht 
staunte, daß der Oberstaatsanwalt ihm zeigte, wie man einen 
Panzerschrank öffnet, ließ ich die Schränke aufbohren und 
-schneiden und erklärte ihm dann, wie man die erforderlichen 
Schlüssel herstellt. Der Schlosser brauchte etwa zehn Tage, 
um die Schränke zu öffnen. Nach etwa 14 Tagen wurde ich 
zur Kommandantur bestellt und der Stadtkommandant über­
gab mir die Schlüssel zu diesen Schränken mit den besten 
Wünschen für eine künftig bessere Zusammenarbeit und mit 
dem Hinweis, daß es doch wohl einfacher gewesen wäre, nach 
den Schlüsseln zu fragen, als 20 Panzerschränke öffnen zu 
lassen.

Was waren die wichtigsten Aufgaben, die nach 1945 von den 
neuen Justizorganen zu bewältigen waren? Welche persön­
lichen Erlebnisse prägten sich besonders ein und welche 
Schlußfolgerungen zogen Sie daraus?

Carlos Foth: Nachdem ich Staatsanwalt beim Generalstaats­
anwalt bei dem Landgericht — wie es damals hieß — ge­
worden war, betraute mich Max Berger, der Leiter dieser 
Dienststelle, mit der Vorbereitung des Prozesses gegen die 
Naziverbrecher der Köpenicker Blutwoche. Dieser Prozeß war 
möglich geworden, weil sich nach der Spaltung der Berliner 
Justizorgane durch die westlichen Besatzungsmächte im de­
mokratischen Teil Berlins antifaschistisch-demokratische Ju­
stizorgane herausbildeten.

Am 7. März 1950 wurde die Anklage nach dem Kontroll-


